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Verordnung Uber Allgemeine Bedingun-
gen fur die Versorgung mit Fernwarme vom
20. Juni1980 (Bundesgesetzblatt, BGBI., | S.
742), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 13. Juli 2022 (BGBI. | S. 1134) gean-
dert worden ist"

Ausfertigungsdatum:
20.06.1980

Stand:
Zuletzt gedndert durch Artikel 1V vom
13.7.2022 1 N34

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.4.1980 +++)

(+++ MaBgaben aufgrund des Einigungs-
vertrags (EinigVtr) vgl. AVB-FernwarmeV
Anhang EV; Ma3gaben teilweise nicht mehr
anzuwenden geman Artikel 1T Nr. 4 Buchsta-
be d D Buchstaben pp aaa, bbb und ccc G
vom 21.1.2013 | 91 mWv 29.1.2013 +++)

Eingangsformel

Auf Grund des § 27 des Gesetzes zur Rege-
lung des Rechts der Allgemeinen Geschafts-
bedingungen vom 9. Dezember 1976 (BGBI.
| S. 3317) wird mit Zustimmung des Bundes-
rates verordnet:

§1Gegenstand der Verordnung

(1) Soweit Fernwarmeversorgungsunterneh-
men flr den Anschluss an die Fernwarme-
versorgung und fur die Versorgung mit
Fernwarme Vertragsmuster oder Ver-
tragsbedingungen verwenden, die fur
eine Vielzahl von Vertragen vorformuliert
sind (allgemeine Versorgungsbedingun-
gen), gelten die §§ 2 bis 34. Diese sind,
soweit Absatz 3 und § 35 nichts anderes
vorsehen, Bestandteil des Versorgungs-
vertrages.

(2) Die Verordnung gilt nicht fur den An-
schluss und die Versorgung von Industrie-
unternehmen.

(3) Der Vertrag kann auch zu allgemeinen
Versorgungsbedingungen abgeschlos-
sen werden, die von den §§ 2 bis 34 abwei-
chen, wenn das Fernwarmeversorgungs-
unternehmen einen Vertragsabschluss
zu den allgemeinen Bedingungen dieser
Verordnung angeboten hat und der Kun-
de mit den Abweichungen ausdrucklich
einverstanden ist. Auf die abweichenden
Bedingungen sind die §§ 305 bis 310 des
Burgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden.
Von den Bestimmungen des § 18 Absatz
1und § 24 Absatz 1darf nicht abgewichen
werden.

(4) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
hat seine allgemeinen Versorgungsbedin-
gungen, soweit sie in dieser Verordnung
nicht abschlieBend geregelt sind oder
nach Absatz 3 von den §§ 2 bis 34 abwei-
chen, einschlieBlich der dazugehdrenden
Preisregelungen und Preislisten in geeig-
neter Weise 6ffentlich bekanntzugeben.

§ 1a Veroffentlichungspflichten

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
hat in leicht zuganglicher und allgemein
verstandlicher Form in jeweils aktueller
Fassung seine allgemeinen Versorgungs-

bedingungen, einschlieBlich der dazuge-
hoérenden Preisregelungen, Preisanpas-
sungsklauseln und Preiskomponenten,
sowie eindeutige Verweise auf die Quellen
verwendeter Indizes und Preislisten barri-
erefrei im Internet zu veroffentlichen.

(2) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-

men hat zudem Informationen Uber die
Netzverluste in Megawattstunden pro
Jahr als Differenz zwischen der War-
me-Netzeinspeisung und der nutzbaren
Warmeabgabe im Internet in leicht zu-
ganglicher und allgemein verstandlicher
Form zu veroffentlichen. Die Warmeab-
gabe entspricht der vom Kunden und
vom Versorger fUr eigene Einrichtungen
entnommenen Warme.

§ 2 Vertragsabschluss
(1) Der Vertrag soll schriftlich abgeschlossen

werden. Ist er auf andere Weise zustande
gekommen, so hat das Fernwarmever-
sorgungsunternehmen den Vertragsab-
schluss dem Kunden unverzuglich schrift-
lich zu bestatigen. Wird die Bestatigung
mit automatischen Einrichtungen ausge-
fertigt, bedarf es keiner Unterschrift. Im
Vertrag oder in der Vertragsbestatigung
ist auf die allgemeinen Versorgungsbe-
dingungen hinzuweisen.

(2) Kommt der Vertrag dadurch zustande,

dass Fernwarme aus dem Verteilungsnetz
des Fernwarmeversorgungsunterneh-
mens entnommen wird, so ist der Kunde
verpflichtet, dies dem Unternehmen un-
verzUuglich mitzuteilen. Die Versorgung er-
folgt zu den fur gleichartige Versorgungs-
verhaltnisse geltenden Preisen.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-

men ist verpflichtet, jedem Neukunden
bei Vertragsabschluss sowie den Ubrigen
Kunden auf Verlangen die dem Vertrag
zugrunde liegenden allgemeinen Ver-
sorgungsbedingungen einschlieBlich der
dazugehoérenden Preisregelungen und
Preislisten unentgeltlich auszuhandigen.

§ 3 Anpassung der Leistung
(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen

hat dem Kunden die Mdéglichkeit einzu-
rdumen, eine Anpassung der vertraglich
vereinbarten Warmeleistung (Leistung)
wahrend der Vertragslaufzeit vorzuneh-
men. Die Anpassung der Leistung nach
Satz 1 kann einmal jahrlich mit einer Frist
von vier Wochen zum Ende eines Kalen-
dermonats erfolgen und bedarf keines
Nachweises, sofern sich die Leistung nicht
um mehr als 50 Prozent reduziert.

(2) Der Kunde kann eine Anpassung der Leis-

tung, die eine Reduktion um mehr als 50
Prozent im Vergleich zur vertraglich ver-
einbarten Leistung darstellt, oder eine
Kindigung des Versorgungsvertrages
mit zweimonatiger Frist vornehmen, so-
fern er die Leistung durch den Einsatz er-
neuerbarer Energien ersetzen will. Er hat
zu belegen, dass erneuerbare Energien
eingesetzt werden sollen.
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§ 4 Art der Versorgung

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
stellt zu den jeweiligen allgemeinen Ver-
sorgungsbedingungen Dampf, Konden-
sat oder Heizwasser als Warmetrager zur
Verfugung.

(2) Anderungen der allgemeinen Versor-
gungsbedingungen werden erst nach
offentlicher Bekanntgabe wirksam.

(3) Fur das Vertragsverhaltnis ist der ver-
einbarte Warmetrager mafRgebend. Das
Fernwarmeversorgungsunternehmen
kann mittels eines anderen Warmetra-
gers versorgen, falls dies in besonderen
Fallen aus wirtschaftlichen oder techni-
schen Grinden zwingend notwendig ist.
Die Eigenschaften des Warmetragers ins-
besondere in bezug auf Temperatur und
Druck ergeben sich aus den technischen
Anschlussbedingungen. Sie mussen so
beschaffen sein, dass der Warmebedarf
des Kunden in dem vereinbarten Umfang
gedeckt werden kann. Zur Anderung
technischer Werte ist das Unternehmen
nur berechtigt, wenn die Warmebedarfs-
deckung des Kunden nicht beeintrachtigt
wird oder die Versorgung aus technischen
Grunden anders nicht aufrecht erhalten
werden kann oder dies gesetzlich oder
behdordlich vorgeschrieben wird.

(4) Stellt der Kunde Anforderungen an die
Warmelieferung und an die Beschaffen-
heit des Warmetragers, die Uber die vor-
genannten Verpflichtungen hinausgehen,
so obliegt es ihm selbst, entsprechende
Vorkehrungen zu treffen.

§ 5 Umfang der Versorgung, Benachrich-

tigung bei Versorgungsunterbrechungen

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
ist verpflichtet, Warme im vereinbarten
Umfang jederzeit an der Ubergabestelle
zur Verfugung zu stellen. Dies gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen ver-
traglich vorbehalten sind,

2.soweit und solange das Unternehmen
an der Erzeugung, dem Bezug oder der
Fortleitung des Warmetragers durch
hoéhere Gewalt oder sonstige Umstan-
de, deren Beseitigung ihm wirtschaft-
lich nicht zugemutet werden kann, ge-
hindert ist.

(2) Die Versorgung kann unterbrochen wer-
den, soweit dies zur Vornahme betriebs-
notwendiger Arbeiten erforderlich ist. Das
Fernwarmeversorgungsunternehmen hat
jede Unterbrechung oder UnregelmanRig-
keit unverzuglich zu beheben.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men hat die Kunden bei einer nicht nur
fur kurze Dauer beabsichtigten Unterbre-
chung der Versorgung rechtzeitig in ge-
eigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht
zur Benachrichtigung entfallt, wenn die
Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig
moglich ist und das Unternehmen dies
nicht zu vertreten hat oder



2.die Beseitigung von bereits eingetrete-
nen Unterbrechungen verzégern wurde.

§ 6 Haftung bei Versorgungsstérungen
(1) FUr Schaden, die ein Kunde durch Unter-

brechung der Fernwarmeversorgung oder
durch UnregelmaBigkeiten in der Beliefe-
rung erleidet, haftet das ihn beliefernde
Fernwarmeversorgungsunternehmen
aus Vertrag oder unerlaubter Handlung
im Falle

1. der Tétung oder Verletzung des Korpers
oder der Gesundheit des Kunden, es sei
denn, dass der Schaden von dem Unter-
nehmen oder einem Erfullungs- oder
Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich
noch fahrlassig verursacht worden ist,

2.der Beschadigung einer Sache, es sei
denn, dass der Schaden weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrlassig-
keit des Unternehmens oder eines Er-
fullungs- oder Verrichtungsgehilfen
verursacht worden ist,

3. eines Vermobgensschadens, es sei denn,
dass dieser weder durch Vorsatz noch
durch grobe Fahrlassigkeit des Inhabers
des Unternehmens oder eines vertre-
tungsberechtigten Organs oder Gesell-
schafters verursacht worden ist.

§ 831 Abschnitt 1 Satz 2 des Burgerlichen
Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem
Handeln von Verrichtungsgehilfen anzu-
wenden.

(2) Absatz 1ist auch auf Anspriche von Kun-

den anzuwenden, die diese gegen ein
drittes Fernwarmeversorgungsunterneh-
men aus unerlaubter Handlung geltend
machen. Das Fernwarmeversorgungsun-
ternehmen ist verpflichtet, seinen Kunden
auf Verlangen Uber die mit der Schadens-
verursachung durch ein drittes Unterneh-
men zusammenhangenden Tatsachen
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm
bekannt sind oder von ihm in zumutbarer
Weise aufgeklart werden kénnen und ihre
Kenntnis zur Geltendmachung des Scha-
densersatzes erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfallt fUr Schaden un-

ter 15 Euro.

(4) Ist der Kunde berechtigt, die gelieferte

Warme an einen Dritten weiterzuleiten,
und erleidet dieser durch Unterbrechung
der Fernwarmeversorgung oder durch
UnregelmaBigkeiten in der Belieferung
einen Schaden, so haftet das Fernwar-
meversorgungsunternehmen dem Drit-
ten gegenuber in demselben Umfange
wie dem Kunden aus dem Versorgungs-
vertrag.

(5) Leitet der Kunde die gelieferte Warme an

einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen
seiner rechtlichen Moglichkeiten sicher-
zustellen, dass dieser aus unerlaubter
Handlung keine weitergehenden Scha-
densersatzansprlche erheben kann, als
sie in den Absatzen 1 bis 3 vorgesehen
sind. Das Fernwarmeversorgungsun-
ternehmen hat den Kunden hierauf bei
Abschluss des Vertrages besonders hin-
zuweisen.

(6) Der Kunde hat den Schaden unverzuglich

dem ihn beliefernden Fernwarmeversor-
gungsunternehmen oder, wenn dieses
feststeht, dem ersatzpflichtigen Unter-

nehmen mitzuteilen. Leitet der Kunde die
gelieferte Warme an einen Dritten weiter,
so hat er diese Verpflichtung auch dem
Dritten aufzuerlegen.

§ 7 (weggefallen)

§ 8 Grundstiicksbenutzung

(1) Kunden und Anschlussnehmer, die Grund-
stUckseigentimer sind, haben fur Zwecke
der ortlichen Versorgung das Anbringen
und Verlegen von Leitungen zur Zu- und
Fortleitung von Fernwarme Uber ihre im
gleichen Versorgungsgebiet liegenden
Grundstlcke und in ihren Gebauden,
ferner das Anbringen sonstiger Vertei-
lungsanlagen und von Zubehdr sowie
erforderliche SchutzmafBnahmen unent-
geltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft
nur Grundstucke, die an die Fernwarme-
versorgung angeschlossen sind, die vom
EigentUmer in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit der Fernwarmeversorgung
eines angeschlossenen Grundstlcks ge-
nutzt werden oder fur die die Moglichkeit
der Fernwarmeversorgung sonst wirt-
schaftlich vorteilhaft ist. Sie entfallt, wenn
die Inanspruchnahme der Grundstuicke
den EigentUmer mehr als notwendig oder
in unzumutbarer Weise belasten wurde.

(2) Der Kunde oder Anschlussnehmer ist
rechtzeitig Uber Art und Umfang der beab-
sichtigten Inanspruchnahme von Grund-
stlck und Gebaude zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstlckseigentimer kann die
Verlegung der Einrichtungen verlangen,
wenn sie an der bisherigen Stelle fur ihn
nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten
der Verlegung hat das Fernwarmever-
sorgungsunternehmen zu tragen; dies
gilt nicht, soweit die Einrichtungen aus-
schlieBlich der Versorgung des Grund-
stucks dienen.

(4) Wird der Fernwarmebezug eingestellt, so
hat der GrundstUckseigentimer die Ent-
fernung der Einrichtungen zu gestatten
oder sie auf Verlangen des Unternehmens
noch funf Jahre unentgeltlich zu dulden,
es sei denn, dass ihm dies nicht zugemu-
tet werden kann.

(5) Kunden und Anschlussnehmer, die nicht
GrundstUckseigentumer sind, haben auf
Verlangen des Fernwarmeversorgungs-
unternehmens die schriftliche Zustim-
mung des Grundstuckseigentimers zur
Benutzung des zu versorgenden Grund-
stlcks und Gebaudes im Sinne der Absatze
Tund 4 beizubringen.

(6) Hat der Kunde oder Anschlussnehmer
zur Sicherung der dem Fernwarmever-
sorgungsunternehmen nach Absatz 1
einzuraumenden Rechte vor Inkrafttreten
dieser Verordnung die Eintragung einer
Dienstbarkeit bewilligt, so bleibt die der
Bewilligung zugrunde liegende Vereinba-
rung unberuhrt.

(7) Die Absatze 1 bis 6 gelten nicht fur 6ffent-
liche Verkehrswege und Verkehrsflachen
sowie fur Grundstucke, die durch Plan-
feststellung fur den Bau von 6ffentlichen
Verkehrswegen und Verkehrsflachen be-
stimmt sind.

§ 9 Baukostenzuschusse
(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
ist berechtigt, von den Anschlussneh-
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mern einen angemessenen Baukosten-
zuschuss zur teilweisen Abdeckung der
bei wirtschaftlicher BetriebsfUhrung not-
wendigen Kosten fur die Erstellung oder
Verstarkung von der értlichen Versorgung
dienenden Verteilungsanlagen zu verlan-
gen, soweit sie sich ausschlie3lich dem
Versorgungsbereich zuordnen lassen, in
dem der Anschluss erfolgt. Baukostenzu-
schusse durfen héchstens 70 vom Hun-
dert dieser Kosten abdecken.

(2) Der von den Anschlussnehmern als Bau-

kostenzuschuss zu Ubernehmende Kos-
tenanteil bemisst sich nach dem Verhalt-
nis, in dem die an seinem Hausanschluss
vorzuhaltende Leistung zu der Summe
der Leistungen steht, die in den im be-
treffenden Versorgungsbereich erstell-
ten Verteilungsanlagen oder auf Grund
der Verstarkung insgesamt vorgehalten
werden kénnen. Der Durchmischung der
jeweiligen Leistungsanforderungen ist
Rechnung zu tragen.

(3) Ein weiterer Baukostenzuschuss darf

nur dann verlangt werden, wenn der An-
schlussnehmer seine Leistungsanforde-
rung wesentlich erhéht. Er ist nach Ab-
satz 2 zu bemessen.

(4) Wird ein Anschluss an eine Verteilungs-

anlage hergestellt, die vor Inkrafttreten
dieser Verordnung errichtet worden oder
mit deren Errichtung vor diesem Zeit-
punkt begonnen worden ist, und ist der
Anschluss ohne Verstarkung der Anlage
moglich, so kann das Fernwarmeversor-
gungsunternehmen abweichend von
den Absatzen 1und 2 einen Baukostenzu-
schuss nach Maf3gabe der fur die Anlage
bisher verwendeten Berechnungsmaf3-
stabe verlangen.

(5) Der Baukostenzuschuss und die in §10 Ab-

schnitt 5 geregelten Hausanschlusskosten
sind getrennt zu errechnen und dem An-
schlussnehmer aufgegliedert auszuweisen.

§10 Hausanschluss
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Ver-

bindung des Verteilungsnetzes mit der
Kundenanlage. Er beginnt an der Ab-
zweigstelle des Verteilungsnetzes und
endet mit der Ubergabestelle, es sei denn,
dass eine abweichende Vereinbarung ge-
troffen ist.

(2) Die Herstellung des Hausanschlusses soll

auf einem Vordruck beantragt werden.

(3) Art, Zahl und Lage der HausanschlUsse

sowie deren Anderung werden nach An-
hoérung des Anschlussnehmers und unter
Wahrung seiner berechtigten Interessen
vom Fernwarmeversorgungsunterneh-
men bestimmt.

(4) Hausanschlusse gehoren zu den Betriebs-

anlagen des Fernwarmeversorgungsunter-
nehmens und stehen in dessen Eigentum,
es sei denn, dass eine abweichende Ver-
einbarung getroffen ist. Sie werden aus-
schlieBlich von diesem hergestellt, unter-
halten, erneuert, geandert, abgetrennt und
beseitigt, mlssen zuganglich und vor Be-
schadigungen geschutzt sein. Soweit das
Versorgungsunternehmen die Erstellung
des Hausanschlusses oder Veranderungen
des Hausanschlusses nicht selbst sondern
durch Nachunternehmer durchfUhren
|4sst, sind Wiinsche des Anschlussnehmers



bei der Auswahl der Nachunternehmer zu
berucksichtigen. Der Anschlussnehmer hat
die baulichen Voraussetzungen fur die si-
chere Errichtung des Hausanschlusses zu
schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf
den Hausanschluss vornehmen oder vor-
nehmen lassen.

(5) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-

men ist berechtigt, vom Anschlussneh-
mer die Erstattung der bei wirtschaft-
licher BetriebsfUhrung notwendigen
Kosten fur

1. die Erstellung des Hausanschlusses,

2. die Veranderungen des Hausanschlus-
ses, die durch eine Anderung oder Er-
weiterung seiner Anlage erforderlich
oder aus anderen Grunden von ihm
veranlasst werden,

zu verlangen. Die Kosten kénnen pauschal
berechnet werden. §18 Abschnitt 5 Satz 1
bleibt unberuhrt.

(6) Kommen innerhalb von funf Jahren

nach Herstellung des Hausanschlusses
weitere AnschlUsse hinzu und wird der
Hausanschluss dadurch teilweise zum
Bestandteil des Verteilungsnetzes, so hat
das Fernwarmeversorgungsunternehmen
die Kosten neu aufzuteilen und dem An-
schlussnehmer den etwa zuviel gezahlten
Betrag zu erstatten.

(7) Jede Beschadigung des Hausanschlusses,

insbesondere das Undichtwerden von
Leitungen sowie sonstige Storungen sind
dem Fernwarmeversorgungsunterneh-
men unverzuglich mitzuteilen.

(8) Kunden und Anschlussnehmer, die nicht

Grundstuckseigentimer sind, haben auf
Verlangen des Fernwarmeversorgungs-
unternehmens die schriftliche Zustim-
mung des Grundstlckseigentimers zur
Herstellung des Hausanschlusses unter
Anerkennung der damit verbundenen
Verpflichtungen beizubringen.

§ 11 Ubergabestation
(1) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-

men kann verlangen, dass der Anschluss-
nehmer unentgeltlich einen geeigneten
Raum oder Platz zur Unterbringung von
Mess-, Regel- und Absperreinrichtungen,
Umformern und weiteren technischen
Einrichtungen zur Verfligung stellt, soweit
diese zu seiner Versorgung erforderlich
sind. Das Unternehmen darf die Einrich-
tungen auch fur andere Zwecke benut-
zen, soweit dies fUr den Anschlussnehmer
zumutbar ist.

(2) 8§ 8 Abschnitt 3 und 4 sowie § 10 Ab-

schnitt 8 gelten entsprechend.

§ 12 Kundenanlage
(1) Fur die ordnungsgemanie Errichtung, Er-

weiterung, Anderung und Unterhaltung
der Anlage hinter dem Hausanschluss,
mit Ausnahme der Mess- und Regelein-
richtungen des Fernwarmeversorgungs-
unternehmens, ist der Anschlussnehmer
verantwortlich. Hat er die Anlage oder An-
lagenteile einem Dritten vermietet oder
sonst zur Benutzung Uberlassen, so ist er
neben diesem verantwortlich.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung

der Vorschriften dieser Verordnung und
anderer gesetzlicher oder behordlicher

Bestimmungen sowie nach den aner-
kannten Regeln der Technik errichtet,
erweitert, gedndert und unterhalten wer-
den. Das Fernwarmeversorgungsunter-
nehmen ist berechtigt, die AusfUhrung
der Arbeiten zu Uberwachen.

(3) Anlagenteile, die sich vor den Messein-
richtungen befinden, kbnnen plombiert
werden. Ebenso kdnnen Anlagenteile, die
zur Kundenanlage gehoren, unter Plom-
benverschluss genommen werden, um
eine einwandfreie Messung zu gewahr-
leisten. Die dafur erforderliche Ausstat-
tung der Anlage ist nach den Angaben
des Fernwarmeversorgungsunterneh-
mens zu veranlassen.

(4) Es durfen nur Materialien und Gerate ver-
wendet werden, die entsprechend den
anerkannten Regeln der Technik beschaf-
fen sind. Das Zeichen einer amtlich aner-
kannten Prufstelle bekundet, dass diese
Voraussetzungen erfullt sind.

§ 13 Inbetriebsetzung der Kundenanlage

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
oder dessen Beauftragte schlieen die An-
lage an das Verteilungsnetz an und setzen
sie in Betrieb.

(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim
Fernwarmeversorgungsunternehmen zu
beantragen. Dabei ist das Anmeldeverfah-
ren des Unternehmens einzuhalten.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
kann fur die Inbetriebsetzung vom Kunden
Kostenerstattung verlangen; die Kosten
kédnnen pauschal berechnet werden.

§ 14 Uberpriifung der Kundenanlage

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
ist berechtigt, die Kundenanlage vor und
nach ihrer Inbetriebsetzung zu Uberpru-
fen. Es hat den Kunden auf erkannte Si-
cherheitsmangel aufmerksam zu machen
und kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mangel festgestellt, welche die
Sicherheit gefahrden oder erhebliche Sto-
rungen erwarten lassen, so ist das Fern-
warmeversorgungsunternehmen berech-
tigt, den Anschluss oder die Versorgung
zu verweigern; bei Gefahr fur Leib oder
Leben ist es hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der
Uberprifung der Anlage sowie durch
deren Anschluss an das Verteilungsnetz
Ubernimmt das Fernwarmeversorgungs-
unternehmen keine Haftung fur die Man-
gelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht,
wenn es bei einer Uberprifung Mangel
festgestellt hat, die eine Gefahr fur Leib
oder Leben darstellen.

§ 15 Betrieb, Erweiterung und Anderung

von Kundenanlage und Verbrauchsein-

richtungen, Mitteilungspflichten

(1) Anlage und Verbrauchseinrichtungen sind
so zu betreiben, dass Stérungen anderer
Kunden und stdérende Ruckwirkungen
auf Einrichtungen des Fernwarmeversor-
gungsunternehmens oder Dritter ausge-
schlossen sind.

(2) Erweiterungen und Anderungen der An-
lage sowie die Verwendung zusatzlicher
Verbrauchseinrichtungen sind dem Fern-
warmeversorgungsunternehmen mit-
zuteilen, soweit sich dadurch preisliche
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Bemessungsgrofen andern oder sich die
vorzuhaltende Leistung erhéht. Nahere
Einzelheiten Uber den Inhalt der Mittei-
lung kann das Unternehmen regeln.

§ 16 Zutrittsrecht

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrich-
tigung dem mit einem Ausweis versehenen
Beauftragten des Fernwarmeversorgungs-
unternehmens den Zutritt zu seinen Raumen
zu gestatten, soweit dies fur die Prufung
der technischen Einrichtungen, zur Wahr-
nehmung sonstiger Rechte und Pflichten
nach dieser Verordnung, insbesondere zur
Ablesung, oder zur Ermittlung preislicher
Bemessungsgrundlagen erforderlich und
vereinbart ist.

§ 17 Technische Anschlussbedingungen

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
ist berechtigt, weitere technische Anforde-
rungen an den Hausanschluss und andere
Anlagenteile sowie an den Betrieb der An-
lage festzulegen, soweit dies aus Grunden
der sicheren und stérungsfreien Versor-
gung, insbesondere im Hinblick auf die Er-
fordernisse des Verteilungsnetzes und der
Erzeugungsanlagen notwendig ist. Diese
Anforderungen durfen den anerkannten
Regeln der Technik nicht widersprechen.
Der Anschluss bestimmter Verbrauch-
seinrichtungen kann von der vorherigen
Zustimmung des Versorgungsunterneh-
mens abhangig gemacht werden. Die
Zustimmung darf nur verweigert werden,
wenn der Anschluss eine sichere und sto-
rungsfreie Versorgung gefahrden wurde.

(2) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
hat die weiteren technischen Anforderun-
gen der zustandigen Behodrde anzuzeigen.
Die Behorde kann sie beanstanden, wenn
sie mit Inhalt und Zweck dieser Verord-
nung nicht zu vereinbaren sind.

§18 Messung

(1) Fur die Messung der gelieferten War-
memenge (Warmemessung) ist § 3 der
Fernwarme- oder Fernkalte-Verbrauch-
serfassungs- und -Abrechnungsverord-
nung vom 28. September 2021 (BGBI. | S.
4591) in der jeweils geltenden Fassung
anzuwenden. Anstelle der Warmemes-
sung ist auch die Messung der Wasser-
menge ausreichend (Ersatzverfahren),
wenn die Einrichtungen zur Messung der
Wassermenge vor dem 30. September
1989 installiert worden sind. Der anteilige
Warmeverbrauch mehrerer Kunden kann
mit Einrichtungen zur Verteilung von Heiz-
kosten (Hilfsverfahren) bestimmt werden,
wenn die gelieferte Warmemenge wie
folgt festgestellt wird:

1.an einem Hausanschluss, von dem aus
mehrere Kunden versorgt werden, oder

2. an einer sonstigen verbrauchsnah ge-
legenen Stelle fur einzelne Gebaudegrup-
pen, die vor dem 1. April 1980 an das Ver-
teilungsnetz angeschlossen worden sind.

Das Unternehmen bestimmt das jeweils
anzuwendende Verfahren; dabei ist es be-
rechtigt, dieses wahrend der Vertragslauf-
zeit zu andern.

(2) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men hat dafur Sorge zu tragen, dass eine
einwandfreie Anwendung der in Absatz
1genannten Verfahren gewahrleistet ist.
Es bestimmt Art, Zahl und GroéRe sowie



Anbringungsort von Mess- und Rege-
leinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung,
Anbringung, Uberwachung, Unterhaltung
und Entfernung der Mess- und Regelein-
richtungen Aufgabe des Unternehmens.
Es hat den Kunden und den Anschluss-
nehmer anzuhéren und deren berechtig-
te Interessen zu wahren. Es ist verpflich-
tet, auf Verlangen des Kunden oder des
HauseigentUmers Mess- oder Regelein-
richtungen zu verlegen, wenn dies ohne
Beeintrachtigung einer einwandfreien
Messung oder Regelung maglich ist.

(3) Die Kosten fur die Messeinrichtungen hat

das Fernwarmeversorgungsunternehmen
zuU tragen; die Zulassigkeit von Verrech-
nungspreisen bleibt unberuhrt. Die im
Falle des Absatzes 2 Satz 5 entstehenden
Kosten hat der Kunde oder der Hausei-
gentUmer zu tragen.

(4) Der Kunde haftet fur das Abhandenkom-

men und die Beschadigung von Mess-
und Regeleinrichtungen, soweit ihn
hieran ein Verschulden trifft. Er hat den
Verlust, Beschadigungen und Stdérungen
dieser Einrichtungen dem Fernwarme-
versorgungsunternehmen unverzuglich
mitzuteilen.

(5) Bei der Abrechnung der Lieferung von

Fernwarme und Fernwarmwasser sind
die Bestimmungen der Verordnung Uber
Heizkostenabrechnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 5. April 1984
(BGBI. | S. 592), gedandert durch Artikel 1
der Verordnung vom 19. Januar 1989
(BGBI. 15.109), zu beachten.

§ 19 Nachpriifung von Messeinrichtungen
(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachpru-

fung der Messeinrichtungen verlangen.
Bei Messeinrichtungen, die den eichrecht-
lichen Vorschriften entsprechen mussen,
kann er die Nachprufung durch eine Eich-
behorde oder eine staatlich anerkannte
Prufstelle im Sinne des § 40 Absatz 3 des
Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt
der Kunde den Antrag auf Prafung nicht
bei dem Fernwarmeversorgungsunter-
nehmen, so hat er dieses vor Antragstel-
lung zu benachrichtigen.

(2) Die Kosten der Prufung fallen dem Un-

ternehmen zur Last, falls eine nicht uner-
hebliche Ungenauigkeit festgestellt wird,
sonst dem Kunden. Bei Messeinrichtun-
gen, die den eichrechtlichen Vorschriften
entsprechen mussen, ist die Ungenau-
igkeit dann nicht unerheblich, wenn sie
die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen
Uberschreitet.

§ 20 Ablesung
(1) Die Messeinrichtungen werden vom Be-

auftragten des Fernwarmeversorgungs-
unternehmens maoglichst in gleichen
Zeitabstanden oder auf Verlangen des
Unternehmens vom Kunden selbst abge-
lesen. Dieser hat dafur Sorge zu tragen,
dass die Messeinrichtungen leicht zu-
ganglich sind.

(2) Solange der Beauftragte des Unterneh-

mens die R&ume des Kunden nicht zum
Zwecke der Ablesung betreten kann, darf
das Unternehmen den Verbrauch auf der
Grundlage der letzten Ablesung schatzen;
die tatsachlichen Verhaltnisse sind ange-
messen zu berucksichtigen.

§ 21 Berechnungsfehler

(1) Ergibt eine Prufung der Messeinrichtun-
gen eine nicht unerhebliche Ungenauig-
keit oder werden Fehler in der Ermittlung
des Rechnungsbetrages festgestellt, so
ist der zuviel oder zuwenig berechnete
Betrag zu erstatten oder nachzuentrich-
ten. Ist die GroBe des Fehlers nicht ein-
wandfrei festzustellen oder zeigt eine
Messeinrichtung nicht an, so ermittelt das
Fernwarmeversorgungsunternehmen
den Verbrauch fur die Zeit seit der letzten
fehlerfreien Ablesung aus dem Durch-
schnittsverbrauch des ihr vorhergehen-
den und des der Feststellung des Fehlers
nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf
Grund des vorjahrigen Verbrauchs durch
Schatzung; die tatsachlichen Verhaltnisse
sind angemessen zu berulcksichtigen.

(2) Ansprlche nach Absatz 1sind auf den der
Feststellung des Fehlers vorhergehenden
Ablesezeitraum beschrankt, es sei denn,
die Auswirkung des Fehlers kann Uber ei-
nen groBeren Zeitraum festgestellt wer-
den; in diesem Fall ist der Anspruch auf
langstens zwei Jahre beschrankt.

§ 22 Verwendung der Warme

(1) Die Warme wird nur fur die eigenen Zwe-
cke des Kunden und seiner Mieter zur
Verfigung gestellt. Die Weiterleitung an
sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zu-
stimmung des Fernwarmeversorgungs-
unternehmens zuldssig. Diese muss er-
teilt werden, wenn dem Interesse an der
Weiterleitung nicht Uberwiegende ver-
sorgungswirtschaftliche Grinde entge-
genstehen.

(2) Dampf, Kondensat oder Heizwasser dur-
fen den Anlagen, soweit nichts anderes
vereinbart ist, nicht entnommen werden.
Sie durfen weder verandert noch verun-
reinigt werden.

§ 23 Vertragsstrafe

(1) Entnimmt der Kunde Warme unter Umge-
hung, Beeinflussung oder vor Anbringung
der Messeinrichtungen oder nach Einstel-
lung der Versorgung, so ist das Fernwar-
meversorgungsunternehmen berechtigt,
eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese
bemisst sich nach der Dauer der unbe-
fugten Entnahme und darf das Zweifache
des fur diese Zeit bei héchstmoglichem
Warmeverbrauch zu zahlenden Entgelts
nicht Ubersteigen.

(2) Ist die Dauer der unbefugten Entnahme
nicht festzustellen, so kann die Vertrags-
strafe Uber einen festgestellten Zeitraum
hinaus fur langstens ein Jahr erhoben
werden.

§ 24 Abrechnung, Preisdanderungsklauseln

(1) Die Abrechnung des Energieverbrauchs
und die Bereitstellung von Abrechnungs-
informationen einschlieBlich Verbrauch-
sinformationen erfolgt nach den §§ 4 und 5
der Fernwarme- oder Fernkalte-Verbrauch-
serfassungs- und -Abrechnungsverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung.

(2) (weggefallen)

(3) Andern sich innerhalb eines Abrech-
nungszeitraumes die Preise, so wird der
fur die neuen Preise mafBgebliche Ver-
brauch zeitanteilig berechnet; jahres-
zeitliche Verbrauchsschwankungen sind
auf der Grundlage der fur die jeweilige
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Abnehmergruppe maf3geblichen Erfah-
rungswerte angemessen zu berulcksich-
tigen. Entsprechendes gilt bei Anderung
des Umsatzsteuersatzes.

(4) Preisanderungsklauseln durfen nur so

ausgestaltet sein, dass sie sowohl die
Kostenentwicklung bei Erzeugung und
Bereitstellung der Fernwarme durch das
Unternehmen als auch die jeweiligen
Verhaltnisse auf dem Warmemarkt ange-
messen berUcksichtigen. Sie mussen die
mafBgeblichen Berechnungsfaktoren voll-
standig und in allgemein verstandlicher
Form ausweisen. Bei Anwendung der
Preisdnderungsklauseln ist der prozen-
tuale Anteil des die Brennstoffkosten ab-
deckenden Preisfaktors an der jeweiligen
Preisanderung gesondert auszuweisen.
Eine Anderung einer Preisanderungsklau-
sel darf nicht einseitig durch 6ffentliche
Bekanntgabe erfolgen.

(5) Hat ein Energieversorgungsunterneh-

men gegenUber einem Fernwarmever-
sorgungsunternehmen nach § 24 Absatz
1 oder Absatz 4 des Energiesicherungs-
gesetzes vom 20. Dezember 1974 (BGBI.
| S. 3681), das zuletzt durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 8. Juli 2022 (BGBI. | S.1054)
geandert worden ist, den Preis fur die Lie-
ferung von Gas zur Erzeugung von Fern-
warme erhoht, so sind dieses Fernwar-
meversorgungsunternehmen sowie ein
Fernwarmeversorgungsunternehmen,
das seinerseits Warme von einem solchen
Fernwarmeversorgungsunternehmen ge-
liefert bekommt, berechtigt, ein in einem
Warmeliefervertrag vereinbartes und in-
soweit einschlagiges Preisanpassungs-
recht frihestens zwei Wochen nach der
Gaspreiserh6hung auszulben, auch wenn
in dem Warmeliefervertrag ein langerer
Zeitraum fur die Anpassung des Preises
far die Warmelieferung an die Anderung
der durch die Gaspreisernéhung gestie-
genen Bezugskosten vereinbart wurde.
Die AusUbung des Preisanpassungsrechts
ist dem Kunden in Textform mitzuteilen
und mit einer Begrindung zu versehen.
Die Preisanpassung wird frihestens zwei
Wochen nach dem Tag, der auf den Tag
des Zugangs der mit der Begrindung
versehenen Mitteilung folgt, wirksam. Ubt
das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men ein vertraglich vereinbartes Preisan-
passungsrecht gegentber dem Kunden
nach MaBBgabe des Satzes 1 aus, hat der
Kunde das Recht, den Warmeliefervertrag
auBerordentlich mit Wirkung spatestens
zum Ende des ersten Jahres nach Wirk-
samwerden der Preisdnderung zu kundi-
gen. Die Kindigung ist dabei binnen vier
Wochen nach Wirksamwerden der Prei-
sanderung in Textform gegentber dem
Fernwarmeversorgungsunternehmen
unter Angabe des gewahlten Wirksam-
keitszeitpunkts zu erklaren. In der Prei-
sanpassungsmitteilung nach Satz 2 ist
auf das Kundigungsrecht nach Satz 3 und
auf das Uberprifungsrecht nach Absatz 6
Satz 1 hinzuweisen.

(6) Bis zur Aufhebung der Feststellung nach §

24 Absatz 1Satz 1 des Energiesicherungs-
gesetzes durch die Bundesnetzagentur
hat der Kunde des Fernwarmeversor-
gungsunternehmens, das ein vertrag-
lich vereinbartes Preisanpassungsrecht
gegenuber dem Kunden nach MaBBgabe



des Absatzes 5 Satz 1 ausgeUbt hat, das
Recht, alle zwei Monate ab Wirksamwer-
den einer solchen Preisanpassung die
Uberprufung und gegebenenfalls unver-
zUgliche Preissenkung auf ein angemes-
senes Niveau zu verlangen. Das Fernwar-
meversorgungsunternehmen hat dem
Kunden innerhalb einer Frist von zwei
Wochen das Ergebnis der Uberprifung
und eine etwaige Preisanderung mitzu-
teilen und zu begrunden. Dabei sind fur
die Angemessenheit des Preises beim
Fernwarmeversorgungsunternehmen seit
der Preisanpassung nach Absatz 5 Satz 1
eingetretene Kostensenkungen und das
Recht des Fernwarmeversorgungsunter-
nehmens, nach § 24 Absatz 4 des Energie-
sicherungsgesetzes vom Energieversor-
gungsunternehmen eine Anpassung des
Gaspreises zu verlangen, zu berUcksichti-
gen. Erfolgt auf ein Verlangen des Kunden
nach Satz 1 keine Preissenkung, hat der
Kunde das Recht, den Warmeliefervertrag
ohne Einhaltung einer Frist auBerordent-
lich mit Wirkung spatestens zum Ende des
ersten Jahres nach Zugang der Mitteilung
nach Satz 2 zu kdndigen. Die Kindigung
ist dabei binnen vier Wochen nach Zugang
der Mitteilung nach Satz 2 in Textform ge-
genUber dem Fernwarmeversorgungsun-
ternehmen unter Angabe des gewahlten
Wirksamkeitszeitpunkts zu erklaren. In der
Mitteilung nach Satz 2 ist auf das Kundi-
gungsrecht nach Satz 4 hinzuweisen.

(7) Nach der Aufhebung der Feststellung

nach § 24 Absatz 1 Satz 1 des Energiesi-
cherungsgesetzes durch die Bundes-
netzagentur ist Absatz 6 entsprechend
anzuwenden mit der MaRgabe, dass
sechs Wochen nach Aufhebung der
Feststellung nach § 24 Absatz 1 Satz 1des
Energiesicherungsgesetzes das Fernwar-
meversorgungsunternehmen verpflich-
tet ist, den Kunden Uber die Aufhebung
der Feststellung zu unterrichten und den
Preis auf ein angemessenes Niveau abzu-
senken. Wird ein héherer Preis vorgese-
hen als der Preis, der vor der Austbung
eines vertraglich vereinbarten Preisanpas-
sungsrechts nach MaBBgabe des Absatzes
5 Satz 1 galt, muss das Fernwarmever-
sorgungsunternehmen dem Kunden die
Angemessenheit dieses hdheren Preises
nachvollziehbar darlegen.

§ 25 Abschlagszahlungen
(1) Wird der Verbrauch fur mehrere Monate

abgerechnet, so kann das Fernwarmever-
sorgungsunternehmen fur die nach der
letzten Abrechnung verbrauchte Fern-
warme sowie fur deren Bereitstellung und
Messung Abschlagszahlung verlangen.
Die Abschlagszahlung auf das verbrauch-
sabhangige Entgelt ist entsprechend
dem Verbrauch im zuletzt abgerechne-
ten Zeitraum anteilig zu berechnen. Ist
eine solche Berechnung nicht maglich,
so bemisst sich die Abschlagszahlung
nach dem durchschnittlichen Verbrauch
vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde
glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich
geringer ist, so ist dies angemessen zu be-
rucksichtigen.

(2) Andern sich die Preise, so kénnen die

nach der Preisanderung anfallenden Ab-
schlagszahlungen mit dem Vomhundert-
satz der Preisdnderung entsprechend an-
gepasst werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu
hohe Abschlagszahlungen verlangt wur-
den, so ist der Ubersteigende Betrag un-
verzuglich zu erstatten, spatestens aber
mit der nachsten Abschlagsforderung zu
verrechnen. Nach Beendigung des Ver-
sorgungsverhaltnisses sind zuviel gezahl-
te Abschlage unverziglich zu erstatten.

§ 26 Vordrucke fiir Rechnungen und Ab-
schlage

Vordrucke fur Rechnungen und Abschlage
muUssen verstandlich sein. Die fur die Forde-
rung mafRgeblichen Berechnungsfaktoren
sind vollstandig und in allgemein verstand-
licher Form auszuweisen.

§ 27 Zahlung, Verzug

(1) Rechnungen und Abschlage werden zu
dem vom Fernwarmeversorgungsunter-
nehmen angegebenen Zeitpunkt, frihes-
tens jedoch zwei Wochen nach Zugang
der Zahlungsaufforderung fallig.

(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann das
Fernwarmeversorgungsunternehmen,
wenn es erneut zur Zahlung auffordert
oder den Betrag durch einen Beauftrag-
ten einziehen lasst, die dadurch entstan-
denen Kosten auch pauschal berechnen.

§ 28 Vorauszahlungen

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
ist berechtigt, fUr den Warmeverbrauch
eines Abrechnungszeitraums Voraus-
zahlung zu verlangen, wenn nach den
Umstanden des Einzelfalles zu besorgen
ist, dass der Kunde seinen Zahlungsver-
pflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt.

(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach
dem Verbrauch des vorhergehenden Ab-
rechnungszeitraumes oder dem durch-
schnittlichen Verbrauch vergleichbarer
Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass
sein Verbrauch erheblich geringer ist, so
ist dies angemessen zu berutcksichtigen.
Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum
Uber mehrere Monate und erhebt das
Fernwarmeversorgungsunternehmen
Abschlagszahlungen, so kann es die Vo-
rauszahlung nur in ebenso vielen Teilbe-
tragen verlangen. Die Vorauszahlung ist
bei der nachsten Rechnungserteilung zu
verrechnen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes
1 kann das Fernwarmeversorgungsunter-
nehmen auch fur die Erstellung oder Ver-
anderung des Hausanschlusses Voraus-
zahlung verlangen.

§ 29 Sicherheitsleistung

(1) Ist der Kunde oder Anschlussnehmer zur
Vorauszahlung nicht in der Lage, so kann
das Fernwarmeversorgungsunternehmen
in angemessener Hohe Sicherheitsleis-
tung verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen
Basiszinssatz nach § 247 des Burgerlichen
Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde oder Anschlussnehmer in
Verzug und kommt er nach erneuter Zah-
lungsaufforderung nicht unverzuglich sei-
nen Zahlungsverpflichtungen aus dem
Versorgungsverhaltnis nach, so kann sich
das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men aus der Sicherheit bezahlt machen.
Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung
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hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf
von Wertpapieren gehen zu Lasten des
Kunden oder Anschlussnehmers.

(4) Die Sicherheit ist zurickzugeben, wenn
ihre Voraussetzungen weggefallen sind.

§ 30 Zahlungsverweigerung

Einwande gegen Rechnungen und Ab-
schlagsberechnungen berechtigen zum
Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsver-
weigerung nur,

1. soweit sich aus den Umstanden ergibt,
dass offensichtliche Fehler vorliegen, und

2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zah-
lungsverweigerung innerhalb von zwei
Jahren nach Zugang der fehlerhaften
Rechnung oder Abschlagsberechnung
geltend gemacht wird.

§ 31 Aufrechnung

Gegen Anspriche des Fernwarmeversor-
gungsunternehmens kann nur mit unbe-
strittenen oder rechtskraftig festgestellten
Gegenansprichen aufgerechnet werden.

§ 32 Laufzeit des Versorgungsvertrages,

Kiindigung

(1) Die Laufzeit von Versorgungsvertragen
betragt hoéchstens zehn Jahre. Wird der
Vertrag nicht von einer der beiden Seiten
mit einer Frist von neun Monaten vor Ab-
lauf der Vertragsdauer gekundigt, so gilt
eine Verlangerung um jeweils weitere funf
Jahre als stillschweigend vereinbart.

(2) Ist der Mieter der mit Warme zu versor-
genden Raume Vertragspartner, so kann
er aus Anlass der Beendigung des Miet-
verhaltnisses den Versorgungsvertrag je-
derzeit mit zweimonatiger Frist kindigen.

(3) Tritt anstelle des bisherigen Kunden ein
anderer Kunde in die sich aus dem Ver-
tragsverhaltnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein, so bedarf es hierfur nicht
der Zustimmung des Fernwarmeversor-
gungsunternehmens. Der Wechsel des
Kunden ist dem Unternehmen unver-
zUglich mitzuteilen. Das Unternehmen
ist berechtigt, das Vertragsverhaltnis aus
wichtigem Grund mit zweiwdchiger Frist
auf das Ende des der Mitteilung folgen-
den Monats zu kundigen.

(4) Ist der Kunde EigentUmer der mit War-
me zu versorgenden Raume, so ist er
bei der VerauBerung verpflichtet, das
Fernwarmeversorgungsunternehmen
unverzuglich zu unterrichten. Erfolgt die
VerauBerung wahrend der ausdrlcklich
vereinbarten Vertragsdauer, so ist der
Kunde verpflichtet, dem Erwerber den
Eintritt in den Versorgungsvertrag aufzu-
erlegen. Entsprechendes gilt, wenn der
Kunde Erbbauberechtigter, NieBbraucher
oder Inhaber ahnlicher Rechte ist.

(5) Tritt anstelle des bisherigen Fernwarme-
versorgungsunternehmens ein anderes
Unternehmen in die sich aus dem Ver-
tragsverhaltnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein, so bedarf es hierflr nicht
der Zustimmung des Kunden. Der Wech-
sel des Fernwarmeversorgungsunterneh-
mens ist 6ffentlich bekanntzugeben. Der
Kunde ist berechtigt, das Vertragsverhalt-
nis aus wichtigem Grund mit zweiwdchi-
ger Frist auf das Ende des der Bekanntga-
be folgenden Monats zu kundigen.



(6) Die Kindigung bedarf der Schriftform.

§ 33 Einstellung der Versorgung, fristlose

Kiindigung

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzu-
stellen, wenn der Kunde den allgemeinen
Versorgungsbedingungen zuwiderhandelt
und die Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr fur die Sicher-
heit von Personen oder Anlagen abzu-
wenden,

2.den Verbrauch von Fernwarme unter
Umgehung, Beeinflussung oder vor
Anbringung der Messeinrichtungen zu
verhindern oder

3.zu gewahrleisten, dass Stérungen ande-
rer Kunden oder stérende Ruckwirkun-
gen auf Einrichtungen des Unterneh-
mens oder Dritter ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, ins-
besondere bei Nichterfullung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist das
Fernwarmeversorgungsunternehmen
berechtigt, die Versorgung zwei Wochen
nach Androhung einzustellen. Dies gilt
nicht, wenn der Kunde darlegt, dass die
Folgen der Einstellung auB3er Verhaltnis
zur Schwere der Zuwiderhandlung ste-
hen, und hinreichende Aussicht besteht,
dass der Kunde seinen Verpflichtungen
nachkommt. Das Fernwarmeversor-
gungsunternehmen kann mit der Mah-
nung zugleich die Einstellung der Versor-
gung androhen.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen
hat die Versorgung unverzuglich wieder
aufzunehmen, sobald die Grunde fur ihre
Einstellung entfallen sind und der Kunde
die Kosten der Einstellung und Wiederauf-
nahme der Versorgung ersetzt hat. Die Kos-
ten kdnnen pauschal berechnet werden.

(4) Das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men ist in den Fallen des Absatzes 1 be-
rechtigt, das Vertragsverhaltnis fristlos
zu kUndigen, in den Fallen der Nummern
1T und 3 jedoch nur, wenn die Vorausset-
zungen zur Einstellung der Versorgung
wiederholt vorliegen. Bei wiederholten
Zuwiderhandlungen nach Absatz 2 ist das
Unternehmen zur fristlosen Kindigung
berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher
angedroht wurde; Absatz 2 Satz 2 und 3
gilt entsprechend.

§ 34 Gerichtsstand

(1) Der Gerichtsstand fur Kaufleute, die nicht
zu den in § 4 des Handelsgesetzbuchs
bezeichneten Gewerbetreibenden geho-
ren, juristische Personen des offentlichen
Rechts und 6ffentlich-rechtliche Sonder-
vermogen ist am Sitz der fUr den Kunden
zustandigen Betriebsstelle des Fernwar-
meversorgungsunternehmens.

(2) Das gleiche gilt,

1.wenn der Kunde keinen allgemeinen
Gerichtsstand im Inland hat oder

2.wenn der Kunde nach Vertragsschluss
seinen Wohnsitz oder gewdhnlichen
Aufenthaltsort aus dem Geltungsbe-
reich dieser Verordnung verlegt oder
sein Wohnsitz oder gewohnlicher Auf-
enthalt im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung nicht bekannt ist.

§ 35 Offentlich-rechtliche Versorgung mit

Fernwarme

(1) Rechtsvorschriften, die das Versorgungs-
verhaltnis 6ffentlich-rechtlich regeln, sind
den Bestimmungen dieser Verordnung
entsprechend zu gestalten; unberthrt
bleiben die Regelungen des Verwaltungs-
verfahrens sowie gemeinderechtliche
Vorschriften zur Regelung des Abgaben-
rechts.

(2) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung gel-
tende Rechtsvorschriften, die das Versor-
gungsverhaltnis 6ffentlich-rechtlich regeln,
sind bis zum 1. Januar 1982 anzupassen.

§ 36 Berlin-Klausel

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten
Uberleitungsgesetzes in Verbindung mit § 29
des Gesetzes zur Regelung des Rechts der
Allgemeinen Geschaftsbedingungen auch
im Land Berlin.

§ 37 Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.
April 1980 in Kraft.

(2) Die 88 2 bis 34 gelten auch fur Versor-
gungsvertrage, die vor dem 1. April 1980
zustande gekommen sind, unmittelbar.
Das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men ist verpflichtet, die Kunden in geeig-
neter Weise hierlber zu unterrichten. § 32
Absatz 1in der Fassung vom 12. Novem-
ber 2010 ist auch auf bestehende Versor-
gungsvertrage anzuwenden, die vor dem
1. April 1980 geschlossen wurden. Vor dem
1. April 1980 geschlossene Versorgungs-
vertrage, deren vereinbarte Laufzeit am
12. November 2010 noch nicht beendet ist,
bleiben wirksam. Sie kdnnen ab dem 12.
November 2010 mit einer Frist von neun
Monaten gekindigt werden, solange sich
der Vertrag nicht nach § 32 Absatz 1Satz 2
verlangert hat.

(3) (weggefallen)
(4) (weggefallen)

Schlussformel
Der Bundesminister fur Wirtschaft
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—MafBgaben fur das beigetretene Gebiet (Ar-
tikel 3 EinigVtr) — Abschnitt Il

Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des
Vertrages genannten Gebiet mit folgenden
MaBgaben in Kraft:

Verordnung Uber Allgemeine Bedingungen
fur die Versorgung mit Fernwarme vom
20.Juni 1980 (BGBI. I S. 742), geandert durch
Artikel 4 der Verordnung vom 19. Januar 1989
(BGBI.15.109),

mit folgenden MaBgaben:

a) Fur am Tage des Wirksamwerdens des
Beitritts bestehende Versorgungsvertra-
ge sind die Fernwarmeversorgungsun-
ternehmen von der Verpflichtung nach
§ 2 Abschnitt 1 Satz 2 bis zum 30. Juni 1992
befreit.

b) Abweichend von § 10 Abschnitt 4 bleibt
das am Tage des Wirksamwerdens des
Beitritts bestehende Eigentum eines Kun-
den an einem Hausanschluss, den er auf
eigene Kosten errichtet oder erweitert hat,

Stadtwerke

Nordfriesland /

bestehen, solange er das Eigentum nicht
auf das Fernwarmeversorgungsunterneh-
men Ubertragt.

c) Die §§18 bis 21 finden keine Anwendung,

so weit bei Kunden am Tage des Wirksam-
werdens des Beitritts keine Messeinrich-
tungen fur die verbrauchte Warmemenge
vorhanden sind. Messeinrichtungen sind
nachtraglich einzubauen, es sei denn,
dass dies auch unter BerUlcksichtigung
des Ziels der rationellen und sparsamen
Warmeverwendung wirtschaftlich nicht
vertretbar ist.

d) FUr die am Tage des Wirksamwerdens des

Beitritts bestehenden Vertrage finden
die §§ 45 und 47 der Energieverordnung
der Deutschen Demokratischen Republik
(ENVO) vom 1.Juni 1988 (GBI. | Nr.10 S. 89),
zuletzt geandert durch die Verordnung
vom 25. Juli 1990 zur Anderung der Ener-
gieverordnung (GBI. | Nr. 46 S. 812), sowie
der dazu ergangenen Durchfihrungsbe-
stimmungen bis zum 30. Juni 1992 weiter
Anwendung, soweit nicht durch Vertrag
abweichende Regelungen vereinbart
werden, bei denen die Vorschriften dieser
Verordnung einzuhalten sind.



	Anlage 4: AVBFernwärmeV
	Ausfertigungsdatum:  
	Stand:  
	Fußnote 
	Eingangsformel  
	§ 1 Gegenstand der Verordnung 
	§ 1a Veröffentlichungspflichten 

	§ 2 Vertragsabschluss 
	§ 3 Anpassung der Leistung 
	§ 4 Art der Versorgung 
	§ 5 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechungen
	§ 6 Haftung bei Versorgungsstörungen 
	§ 7 (weggefallen) 
	§ 8 Grundstücksbenutzung 
	§ 9 Baukostenzuschüsse 
	§ 10 Hausanschluss 
	§ 11 Übergabestation 
	§ 12 Kundenanlage 
	§ 13 Inbetriebsetzung der Kundenanlage 
	§ 14 Überprüfung der Kundenanlage 
	§ 15 Betrieb, Erweiterung und Änderung von Kundenanlage und Verbrauchseinrichtungen, Mitteilungspfli
	§ 16 Zutrittsrecht 
	§ 17 Technische Anschlussbedingungen 
	§ 18 Messung 
	§ 19 Nachprüfung von Messeinrichtungen 
	§ 20 Ablesung 
	§ 21 Berechnungsfehler 
	§ 22 Verwendung der Wärme 
	§ 23 Vertragsstrafe 
	§ 24 Abrechnung, Preisänderungsklauseln 
	§ 25 Abschlagszahlungen 
	§ 26 Vordrucke für Rechnungen und Abschläge
	§ 27 Zahlung, Verzug 
	§ 28 Vorauszahlungen 
	§ 29 Sicherheitsleistung 
	§ 30 Zahlungsverweigerung 
	§ 31 Aufrechnung 
	§ 32 Laufzeit des Versorgungsvertrages, Kündigung
	§ 33 Einstellung der Versorgung, fristlose Kündigung
	§ 34 Gerichtsstand 
	§ 35 Öffentlich-rechtliche Versorgung mit Fernwärme
	§ 36 Berlin-Klausel 
	§ 37 Inkrafttreten 
	Schlussformel
	Anhang EV Auszug aus EinigVtr Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III




